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Präsident: Auf Seite 11 der Botschaft finden Sie das Po-
stulat Leu, betreffend Errichtung einer veterinärmedizini-
schen Forschungsanstalt (10620). Dieses ist mit diesem
Gesetz erledigt, und wir beantragen, es abzuschreiben.
(Zustimmung - Adhésion)
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Brosi, Berichterstatter der Mehrheit: Mit Botschaft vom
29. September 1975 unterbreitet der Bundesrat den eidge-
nössischen Räten den Entwurf für einen neuen Dringlichen
Bundesbeschluss über die Preisüberwachung. Der gelten-
de Beschluss betreffend die Ueberwachung der Preise,
Löhne und Gewinne wurde im Dezember 1972 erlassen. Er
tritt Ende dieses Jahres ausser Kraft.
Ich möchte Ihnen das Ergebnis der Beratungen in unserer
Kommission in drei Hauptpunkten wie folgt zusammenfas-
sen:
Erstens werde ich die wesentlichen Aenderungen gegen-
über dem bisherigen Beschluss darstellen; zweitens einige
grundsätzliche Ueberlegungen, die die Kommission ange-
stellt hat, bekanntgeben, und drittens einige Bemerkungen
zur Durchführung anbringen.
Zum Vergleich mit der bisherigen Regelung möchte ich
darauf hinweisen, dass der Bundesrat erstens einmal die
Erfahrungen mit dem bisherigen Beschluss berücksichti-
gen, Lücken Schliessen und den veränderten Verhältnis-
sen Rechnung tragen möchte. Es ist zweifellos eine wesent-
lich andere Situation im Vergleich zum Dezember 1972, wo
der Dringliche Bundesbeschluss erlassen wurde und man
noch unter dem Eindruck einer ausserordentlich star-
ken Teuerung bei Vollbeschäftigung stand. Heute haben
wir zum Glück eine etwas reduzierte Teuerungsrate, ande-
rerseits aber gleichzeitig eine wirtschaftliche Rezession.
Diesen beiden Grundgedanken muss zweifellos Rechnung
getragen werden.

Eine wesentliche Aenderung gegenüber bisher besteht
darin, dass uns der Bundesrat vorschlägt, nicht nur Preis-
erhöhungen zu verhindern, sondern' es soll ihm unter ganz
bestimmt umschriebenen Kriterien auch die Kompetenz
erteilt werden, Preise herabzusetzen, nämlich dann, wenn
eine starke Teuerung anhält und Preise beibehalten wer-
den oder festgesetzt werden wollen, bei denen wegen miss-
bräuchlicher Ausnützung der Marktsituation eine Senkung
gerechtfertigt wäre.
Die Erfahrung hat gezeigt, dass vor allem im Blick auf die
Importverbilligungen, die doch eigentlich auf der Hand
liegen würden im Zusammenhang mit der Stärkung des
Schweizerfrankens, Preissenkungen nicht weiter gegeben
werden. Erhöhte Preise haben ein ausserordentlich gros-
ses Beharrungsvermögen. Mit dem neuen Artikel 4 der
Vorlage könnte man diesem Problem gerecht werden.
Ein zweiter Punkt: Die Erfahrungen mit dem alten Be-
schluss haben gezeigt, dass sich die Pflicht zur Anschrift
von Detailpreisen! durchaus bewährt hat. Der Bundesrat
legt Wert darauf, dass im neuen Beschluss eine förmlichie
gesetzliche Grundlage geschaffen wird und dass vor al-
lem auch eine Bestimmung aufgenommen wird mit Bezug
auf die korrekten Preisangaben in der Werbung. Ich ver-
weise auf den Artikel 2 Absatz 2.
Ein dritter wesentlicher Punkt besteht darin, dass der Bun-
desrat auf die Ueberwachung der Löhne und Gewinne
verzichten möchte. Er begründet das damit, dass nach
dem bisherigen Recht ohnehin keine verbindliche Inter-
ventionskompetenz gegeben war. Die Preisüberwachung
konnte lediglich mit gutem Zureden mithelfen, gewisse
Auswüchse zu vermeiden.
Viertens darf festgehalten werden, dass der Bundesrat
künftig ,mit einem gezielten Vorgehen sich gewissermassen
auf das Wesentliche bei der Preisüberwachung beschrän-
ken will. Es soll die Möglichkeit bestehen, dass er in sei-
nen Ausführungsbestimmungen die Preisüberwachung auf
bestimmte Sachgebiete und Wirtschaftszweige begrenzt.
Das entspricht dem Grundgedanken, dass man mit den
vorhandenen personellen Mitteln sich auf das Wesentliche
konzentriert und nicht das anspruchsvolle Ziel verfolgen
will, generell überall die Ueberwachungstätigkeit auszu-
üben.
Das wären die vier wesentlichen Punkte, in denen die
neue Vorlage von der bisherigen Konzeption' abweicht.
Nun zu den grundsätzlichen Ueberlegungen: Die Kommis-
sion legt Wert darauf, festzuhalten, dass es nicht darum
geht, mit der Preisüberwachung ein Allheilmittel gegen die
Teuerung festzulegen. Im Gegenteil: Es ist mit aller Deut-
lichkeit in unserer Kommission zum Ausdruck gekommen,
dass mit der Preisüberwachung wohl kein entscheidendes
Mittel gefunden ist, um die Teuerung zu bekämpfen. Je-
denfalls kann man mit der Preisüberwachung eine allfälli-
ge falsche Geldmengenpolitik nicht korrigieren. Wichtig ist
bei der Teuerungsbekämpfung nach wie vor das
Problem der Steuerung der Geldmenge. Hingegen hat die
Erfahrung deutlich gezeigt, dass die Preisüberwachung
doch eine recht wertvolle flankierende Massnahme zur
Teuerungsbekämpfung darstellt.
Diese Massnahme trägt eindeutig den Charakter einer
Missbrauchsgesetzgebung. Die Kommission möchte unter
allen Umständen am Grundsatz der freien Marktwirtschaft
festhalten und auf keinen Fall dieses Prinzip aufgeben. Im
Gegenteil: Ich möchte sagen, dass mit dieser Preisüber-
wachung u. a. ein geeignetes Mittel besteht, die freie
Marktwirtschaft, wo sie sich nicht .mehr selber steuern
kann, vor Missbräuchen zu schützen.
In diesem Zusammenhang stellt sich natürlich das Pro-
blem der Befristung. Wenn wir uns schon im klaren sind,
dass es Ausnahmerecht darstellt, dass wir keinen Selbst-
zweck verfolgen, dann* soll ein solches Ausnahmerecht -
wir können es auch als Notrecht bezeichnen - jedenfalls
befristet sein. Es geht nun um die Frage der zeitlichen
Befristung, auf die Dauer von einem Jahr oder von drei
Jahren. Der Bundesrat schlägt drei Jahre vor. In unserer
Kommission wurden Anträge gestellt, sich auf ein Jahr zu
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beschränken. Die Kommission ist dann aber mehrheitlich
zur Auffassung gelangt, es wäre wohl - auch wieder von
einer grundsätzlichen Ueberlegung her betrachtet - nicht
richtig, das Volk zum vornherein auszuschalten und ein-
fach auf dem Wege über Artikel 89bis der Bundesverfas-
sung sich auf ein Jahr zu beschränken und damit die
Möglichkeit des Volkes, hier auf dem Wege des Referen-
dums zum Rechten zu sehen, auszuschalten. Deshalb der
Vorschlag, dem Bundesrat zu folgen und die Befristung
auf drei Jahre zu bemessen, hingegen die Möglichkeit zu
schaffen, dass der Bundesrat, wenn sich die Verhältnisse
ändern und die Notwendigkeit für die Weiterführung der
Preisüberwachungsmassnahmen nicht mehr besteht, die-
sen Erlass aus seiner Kompetenz heraus vor Ablauf dieser
drei Jahre aufheben kann.
Unsere Kommission hat - ebenfalls im Sinne einer grund-
sätzlichen Ueberlegung - deutlich festgehalten, dass wirk-
lich nur der Not gehorchend dieser Weg über Ausnahme-
recht beschritten werden soll und dass die Lösung auf
lange Frist zweifellos mit einer neuen Vorlage für ei-
nen Konjunkturartikel gefunden werden muss, der dann
die Grundlage für eine langfristige Konjunkturpolitik bieten
soll.
Zur heutigen Vorlage ist das Für und Wider gründlich
erwogen worden. Ich darf Ihnen in Stichworten kurz mittei-
len, wie uns Herr Bundesrat Brugger informiert hat über
die Meinungsbildung im Bundesrat. Er hat die Punkte auf-
gezählt, die gegen eine solche Vorlage sprechen, und an-
dererseits die Punkte, die für eine Weiterführung spre-
chen.
Dagegen sprechen zweifellos erstens Gründe ordnungspoli-
tischer Natur, das Instrumentarium sei nicht systemkon-
form. Zweitens spricht dagegen, dass durch einen neuen
Bundesbeschluss wieder Notrecht geschaffen werden
muss, d. h. man muss sich auf Notrecht abstützen. Zum
dritten: die Teuerung sei im Abklingen, das Instrument sei
als flankierende Massnahme zur Dämpfung der Ueberkon-
junktur gedacht gewesen. Viertens: es haben ehemals -
eben im Dezember 1972 - gestörte Marktverhältnisse be-
standen. Sie hätten sich inzwischen weitgehend normali-
siert. Fünftens: die Konsumenten seien inzwischen tat-
sächlich preisbewusster und ihre Stellung auf dem Markt
auch dementsprechend stärker geworden.
Die Gründe für eine Weiterführung bestehen vor allem
darin, dass wir nach wie vor doch eine recht hohe Infla-
tionsrate haben. Ich erinnere daran, dass wir in den sech-
ziger Jahren die Teuerungsrate von 2,6 Prozent doch als
recht schwerwiegend betrachtet haben. Die heutige Situa-
tion - auch wenn wir hoffen dürfen, dass die neue Rate im
November im Vergleich zum November des vorigen Jahres
sich vielleicht in der Nähe von 4 Prozent bewegt - ist im-
mer noch als ein ernstes Teuerungsproblem zu betrachten.
Auch die unstabilen Tendenzen der Inflation im Ausland
sprechen dafür, dieses Instrument noch beizubehalten. Die
Labilität der Rohstoffmärkte international ist zweifellos
auch nicht zu bestreiten und wird unsere Situation nicht
verbessern. Wir können auch aus diesem Grunde auf ein
solches Instrument jetzt nicht verzichten. Eine ungenügen-
de Weitergabe abwertungsbedingter Importverbilligungen
ist ein weiterer Grund für den Ausbau dieses Instrumen-
tes, ebenso der Gedanke, dass es nach wie vor Märkte
gibt, auf denen die Konkurrenz noch nicht genügend
spielt.
Mit der Preisüberwachung verbindet sich die Pflicht zur
Anschrift der Detailpreise. Wir kennen in der ordentlichen
Gesetzgebung noch keine Norm, die uns erlauben würde,
das verbindlich vorzuschreiben. Auch die Mieterschutzbe-
stimmungen würden mittels dieses Beschlusses weiterhin
auf das ganze Land ausgedehnt. Letztlich sprechen sicher
auch politische und psychologische Gründe dafür, die Re-
gelung noch, beizubehalten.
Noch einige Gedanken zur Durchführung: Zunächst einige
Bemerkungen in bezug auf die Auswirkungen des gelten-
den Beschlusses. Aus verständlichen Gründen sind diese
Auswirkungen zahlenmässig nicht erfassbar. Tatsache ist

jedoch, dass seit dem Sommer 1975 monatlich immer noch
rund 250 bis 300 Meldungen an den Preisüberwacher er-
gangen sind. Daraus ist zu schliessen, dass im Volk ein
wesentliches Bedürfnis besteht, eine Stelle aufsuchen zu
können, die solche Probleme behandelt.
Offensichtlich ist die Wirksamkeit des geltenden Beschlus-
ses insbesondere am Beispiel des Hypothekarzinsfusses
zu erkennen. Ich erinnere daran, dass 0,5 Prozent auf 80
Milliarden Althypotheken immerhin eine Zinserhöhung
von 6 bis 7 Prozent provoziert, oder, in der Inflationsrate
ausgedrückt, eine Erhöhung von 1,5 Prozent. Auch die
Vereinbarung aus dem Jahre 1973 über die Benzin- und
Heizölangelegenheit ist ein überzeugendes Beispiel dafür,
dass etwas getan werden kann - ich möchte sagen:
im Bereiche der Zinspolitik etwas Entscheidendes getan
worden ist.
Ein weiterer Punkt scheint uns entscheidende Bedeutung
zu haben, nämlich die indirekte Wirkung der Preisüberwa-
chung. Das Wissen, dass jemand da ist, der intervenieren
kann, ist schon sehr viel wert. Die Präventivwirkung ist
meines Erachtens noch wesentlich grösser als die direkte
Intervention im Einzelfall. Wir dürfen wohl feststellen, dass
wir hier ein Instrument haben, das der Idee eines Om-
budsmannes vergleichbar ist, wo der Konsument nun die
Möglichkeit hat, sich an eine Stelle zu wenden; allein
schon dieses Wissen auf der Seite des Konsumenten -
aber ebenso auch auf der Gegenseite - ist eine psycholo-
gisch ausserordentlich wertvolle Sache.
Von ebenso grösser Bedeutung ist aber auch die Art und
Weise der Durchführung. 'Ich darf in diesem Zusammen-
hang - zweifellos auch im Namen der ganzen Kommission
- den Dank und die Anerkennung zum Ausdruck bringen
für die Tätigkeit der beiden bisherigen Preisüberwacher,
unseres seinerzeitigen Kollegen Leo Schürmann und des
heutigen Ständerates Leon Schlumpf, die mit sehr viel
Geschick diese Arbeit geleistet haben und noch leisten1,
mit ihrem Mitarbeiterstab von rund 18 Leuten; die dort
erfüllte Aufgabe ist wohl einmalig. Wenn wir Beispiele
ähnlicher Regelungen im Ausland vergleichen, wo mehrere
hundert Leute die gleichen Ziele verfolgen, dürfen wir
doch sagen: Wir haben einen schweizerischen Weg gefun-
den, der durchaus respektabel ist und mit einem beschei-
denen Aufwand eine sehr beachtliche Wirkung erzielt.
Abschliessend darf ich Ihnen noch mitteilen, dass der
Ständerat in seiner gestrigen Sitzung als Prioritätsrat die
Vorlage behandelt hat. Das Ergebnis seiner Beratungen
finden Sie auf der ausgeteilten Fahne; Ich bitte Sie nun,
dort in der Kolonne «Anträge der Ständeratskommission»
zu vermerken, dass es sich um Beschlüsse handelt; denn
diese Anträge sind ausnahmslos angenommen worden.
Die Abänderungsanträge unserer Kommission finden Sie
auf dem gestern abend ausgeteilten welssen Blatt. Unsere
Detailberatung wird sich also anhand dieser beiden Unter-
lagen, der gedruckten Fahne und dieser Vervielfälti-
gung abspielen.
Unsere Kommission hatte in einer ersten Sitzung am
10. November mit 14 :1 Stimme Eintreten beschlossen. In
der gestrigen Sitzung hat sie dann von den Beschlüssen
des Ständerates Kenntnis genommen und die Beratung
abgeschlossen. Namens der Kommissionsmehrheit bean-
trage ich Ihnen, auf die Vorlage einzutreten und den
Nichteintretensantrag abzulehnen.

M. Gautier, rapporteur de la majorité: La commission char-
gée d'étudier le message du Conseil fédéral relatif à la
surveillance des prix s'est réunie le 10 novembre à Berne,
en présence de M. le conseiller fédéral Brugger et de
plusieurs de ses collaborateurs, en particulier de
M. Schlumpf, conseiller aux Etats et préposé à la surveil-
lance des prix.
Après avoir entendu M. Brugger, la commission a procédé
à un échange de vues sur les divers problèmes posés par
la surveillance des prix et par l'arrêté fédéral qui nous est
soumis. En premier lieu, la commission a constaté que
seul le vote d'un arrêté fédéral urgent au sens de l'article
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89Û/S de la constitution était possible «i l'on voulait main-
tenir une certaine surveillance des prix, cela d'une part
parce que les dispositions de cet arrêté sont dépourvues
de toute base constitutionelle du fait du refus de l'article
conjoncturel en mars dernier par les cantons, d'autre part,
parce que l'arrêté fédéral urgent de décembre 1972 ap-
prouvé par le peuple et les cantons en décembre 1973
arrive à échéance à la fin de cette année. L'urgence ne
fait donc aucun doute et le manque de base constitution-
nelle appelle sur cet arrêté l'application de l'alinéa 3 de
l'article 89b/s de la constitution, c'est-à-dire qu'au bout
d'un an il devra être soumis au vote du peuple et des
cantons. Il est donc certain que, si l'on veut agir dans ce
domaine, l'arrêté fédéral urgent est la seule méthode lé-
gislative possible.
La commission s'est alors demandé s'il était néces-
saire de maintenir la surveillance des prix. Rappe-
lons qu'en 1972 l'Assemblée fédérale a voté à une
forte majorité l'arrêté instituant cette surveillance des prix
et y a ajouté celle des salaires et des bénéfices, estimant
qu'il fallait donner en particulier ces armes au Conseil
fédéral pour lutter contre la surchauffe et avant tout contre
l'inflation.
Depuis trois ans, la situation conjoncturelle a évidemment
évolué, nous le savons tous. Tout d'abord, la surchauffe a
fait place à une récession, dont il est bien difficile de
savoir si elle a atteint son maximum ou si, au contraire,
elle va se prolonger et s'aggraver encore. Il n'est ni dans
mes intentions, ni du reste dans mes capacités, de me
livrer à une analyse même succincte de la situation con-
joncturelle. Ce Conseil y a consacré un large débat en
septembre dernier et nous aurons encore plusieurs occa-
sions d'y revenir.
Je voudrais simplement rappeler que la récession crée
des situations extrêmement pénibles tant pour certaines
entreprises que pour tous ceux qui sont touchés par le
chômage. Il est, en cette période, plus que jamais indis-
pensable de mettre tout en œuvre pour lutter contre la
hausse des prix qui, pour beaucoup, ne peut plus être
compensée par une hausse des salaires, voire qui s'ajoute
à une baisse des salaires et aggrave la dureté de cer-
taines situations.
Or cette inflation, si elle a tendance à diminuer, reste
encore de l'ordre de 5 pour cent pour 1975. C'est un
chiffre favorable si on le compare à celui des autres pays
de l'OCDE, mais c'est un chiffre encore bien trop élevé
pour être acceptable sans plus, puisque les économistes
estiment que l'inflation annuelle ne devrait pas dépasser
2,5 à 3 pour cent. Notons en passant que l'indice des prix
à la consommation a encore augmenté, dans les deux
premiers semestres de cette année, de 8 et de 8,5 pour
cent, soit plus que lors du vote des arrêtés de 1972, où
cette augmentation n'était que de l'ordre de 6,5 à 7 pour
cent. Il nous paraît donc évident qu'on ne saurait actuelle-
ment mettre en doute la nécessité de continuer à lutter
énergiquement contre l'inflation.
Voyons maintenant quels sont les inconvénients et les
avantages de l'arrêté qui nous est proposé et tout d'abord
les inconvénients. Cet arrêté déroge à la constitution et no-
tamment au principe de la liberté du commerce et de l'in-
dustrie. C'est une importante entorse au système de l'écono-
mie de marché. Je suis, comme la plupart des membres
de ce Conseil, partisan de l'économie de marché. J'ad-
mets cependant que, dans certaines circonstances excep-
tionnelles, la liberté du commerce et de l'industrie doit
être limitée si l'intérêt général l'exige. En particulier, il est
du devoir des autorités fédérales d'éviter les abus de cette
liberté, ce qui est du reste dans l'intérêt même de l'écono-
mie de marché. Mais, pour être acceptable, cette déroga-
tion doit être nécessaire, elle doit être efficace et elle doit
être limitée dans le temps. J'ai déjà donné quelques argu-
ments paraissant démontrer la nécessité de l'arrêté sur la
surveillance des prix. Il faut cependant noter, comme l'ont
fait quelques membres de la commission, qu'il peut paraî-
tre paradoxal d'appliquer, en période de récession, les

mêmes remèdes qu'en période de surchauffe. Rappelons
qu'en 1972 nous étions en plein boom, avec un franc
suisse sous-évalué ei un marché où la demande dominait,
alors qu'en 1975 le franc suisse flotte très haut et que le
marché est caractérisé par une offre dominante. Mais,
malgré tout, votre commission estime que le taux d'infla-
tion et l'augmentation des prix à la consommation restent
par trop élevés et doivent pouvoir être surveillés.

Le point de l'efficacité de l'arrêté est très difficile à
démontrer. La surveillance des prix, telle qu'elle a été
appliquée depuis trois ans par le Conseil fédéral et le
préposé, a certainement joué un rôle positif en évitant des
hausses de prix injustifiées. 'Il est pratiquement impossible
de dire quelle est l'importance économique de ce rôle. Il
paraît en tout cas que l'impact psychologique de l'arrêté
de 1972 a été très important et qu'avec l'obligation d'affi-
cher les prix de détail, il a constitué, comme le dit le
message, «un signal d'alarme. L'opinion publique, influen-
cée continuellement et tout spécialement par l'affichage
des prix de détail, a accordé plus d'attention aux prix.»

D'autres facteurs ont contribué peut-être plus fortement
au ralentissement de la hausse des prix. Au-delà du réta-
blissement d'un meilleur équilibre de l'offre et de la de-
mande, on peut citer les effets sur les prix des produits
importés, du cours de change élevé du franc suisse, la
stabilisation' des fluctuations des prix des matières pre-
mières et la libéralisation des échanges internationaux. Il
n'en reste pas moins que l'arrêt brutal de la surveillance
des prix, qui serait la conséquence d'un refus de l'arrêté
fédéral que nous discutons, serait psychologiquement dé-
testable et pourrait conduire, à court ou à moyen terme, à
des exagérations dans la hausse des prix. Et surtout, l'opi-
nion publique aurait peine, je pense, à admettre que l'As-
semblée fédérale semble baisser les bras et paraisse re-
noncer à lutter contre la hausse des prix. Psychologique-
ment et politiquement, il paraît impossible de ne pas voter
cet arrêté. Et ceci même s'il n'est, comme l'a dit le Con-
seil fédéral, qu'une mesure d'accompagnement, une me-
sure dont le but est avant tout d'aider et de renforcer
d'autres mesures anti-inflationnistes, et si l'efficacité de
cet arrêté est avant tout psychologique.
Quant à la durée qu'il faut donner à cet arrêté, elle a
prêté à discussion. On peut en effet se demander si, dans
trois ans, le moment sera plus favorable qu'actuellement
pour démobiliser la surveillance des prix. C'est à mon avis
un des arguments les plus valables qu'on puisse oppo-
ser, car rien ne nous dit que, dans trois ans, il ne sera
pas plus difficile qu'à l'heure actuelle de supprimer la
surveillance. Or il sera à ce moment-là extrêmement diffi-
cile d'admettre qu'il faille encore une fois prendre de
nouvelles dispositions urgentes dérogeant à la constitu-
tion.
Un autre argument contre l'arrêté a été évoqué devant la
commission. Certains se demandent si le peuple et les
cantons, qui ont refusé il y a quelques mois l'article con-
joncturel, accepteront cet arrêté. La .majorité de la com-
mission pense cependant que cet argument n'est pas per-
tinent. D'une part parce que l'article conjoncturel a
échoué de justesse devant les cantons, d'autre part parce
que les opposants à cet article conjoncturel ont précisém-
ment soutenu que l'article 896/s de la constitution suffisait,
en cas de besoin, comme base pour résoudre les pro-
blèmes conjoncturels. Il serait donc mal venu de s'oppo-
ser à un arrêté urgent comme celui que nous discutons.

Enfin, certains commissaires ont regretté qu'on maintien-
ne la surveillance des prix alors qu'on abandonnait celle
des salaires et des bénéfices mais, comme l'a fait remar-
quer à plusieurs reprises le Conseil fédéral, la base légale
de la surveillance des salaires et bénéfices était rédigée
de manière si prudente dans l'arrêté de 1972 que le Con-
seil fédéral n'a guère pu l'utiliser sinon pour des concerta-
tions. Le Conseil fédéral et la commission estiment donc
qu'il n'est pas besoin de prolonger ces dispositions ineffi-
caces.



Surveillance des prix 1630 4 décembre 1975

En faveur de l'arrêté et de la prolongation de la surveil-
lance des prix, voire de son renforcement, j'ai déjà rappelé
certains arguments, j'en viens à quelques autres. Il faut se
souvenir qu'une des causes de la récession et du
chômage est la baisse de nos exportations par suite de la
hausse du cours du franc suisse. Or, si nous n'avons que
peu de moyens de provoquer une baisse du cours de
notre monnaie, nous pouvons tout au moins tenter de
limiter les effets nuisibles de sa hausse en maintenant les
prix de nos produits aussi bas que possible. Cela deman-
dera une lutte soutenue, voire accrue, contre l'inflation et
la surveillance des prix est un des moyens de cette lutte.
En ce qui concerne la durée de l'arrêté, il faut bien se
dire que sa non-reconduction placerait le Conseil fédéral
devant un vide juridique total. Par contre, si nous le vo-
tons et si d'ici un an le peuple et les cantons le ratifient
pour une durée de trois ans, on peut espérer que d'ici
1978 un nouvel article constitutionnel sur la conjoncture
sera sous toit et permettra d'éviter le retour à des disposi-
tions extraconstitutionnelles. D'autre part, d'ici 1978, la loi
sur les cartels aura été refondue et sa nouvelle version
permettra peut-être de lutter contre certains abus dans le
domaine des prix. Enfin, 1977 ou plus probablement 1978
devrait voir l'introduction chez nous de la TVA. Or les
expériences faites à l'étranger montrent que, lors de l'in-
troduction de cette taxe, une tendance à des hausses de
prix injustifiées se manifeste. Il est donc nécessaire que le
Conseil fédéral ait en main à cette date une arme pour
combattre cette tendance.
Un des points contestés de la surveillance des prix a été
le problème des taux hypothécaires. Le taux des an-
ciennes hypothèques a été fortement freiné par le préposé
à la surveillance des prix, ce qui en contrepartie a provo-
qué une assez forte hausse du taux des nouvelles hypo-
thèques. Quand on sait que les anciennes hypothèques
représentent un capital de quelque 80 milliards alors que
les nouvelles n'atteignent qu'environ 7 milliards, il est fa-
cile de comprendre que, sur le plan de l'indice des prix à
la consommation, ce mode de faire était justifié. Mais on a
prétendu que la hausse du taux des nouvelles hypothè-
ques était l'un des facteurs du recul de la construction. Il
ne semble pas que ce facteur soit tellement important,
d'autres causes ayant, hélas! influé bien davantage sur ce
secteur de l'économie.
Enfin, l'arrêté permet de maintenir pour l'ensemble du
pays une certaine surveillance des loyers. Celle-ci est po-
litiquement souhaitable et le Conseil fédéral sera plus à
l'aise pour s'opposer à l'initiative populaire pendante sur
le contrôle des loyers s'il a en main une arme qui lui
permette de s'opposer à des hausses excessives.
Au total donc, les avantages de l'arrêté fédéral nous pa-
raissent nettement l'emporter sur ses inconvénients. Il ne
fait aucun doute pour votre commission qu'il faut entrer
en matière. De même, nous pensons qu'il faut donner au
Conseil fédéral la possibilité d'augmenter l'efficacité de la
surveillance des prix - nous y reviendrons à propos de
l'article 4.
Puisque nous parlons d'efficacité, je me permets une re-
marque quant à l'application de cet arrêté fédérai La
commission a entendu de la bouche de M. le conseiller
fédéral Brugger ainsi que de celle de M. Schlumpf que,
jusqu'ici, les dispositions concernant la surveillance des
prix ont été appliquées avec beaucoup de souplesse. Le
rôle du préposé et de son office est beaucoup plus de
négocier avec les intéressés que d'imposer une volonté.
Par la discussion, par la concertation, le Bureau de la
surveillance des prix a pu liquider plus de 90 pour cent
des affaires qui lui ont été soumises. 'Il ne s'agit pas d'un
contrôle étatique des prix mais d'une surveillance. Du
reste, comme le remarquait M. le conseiller fédéral Brug-
ger, devant la commission, ce n'est pas avec dix-huit fonc-
tionnaires que l'on peut contrôler les prix de manière
autoritaire, généralisée et systématique. La commission,
comme le Conseil fédéral, désire que cette surveillance
conserve pendant les trois ans qui viennent sa souplesse

et son caractère de solution typiquement helvétique. Et si
je puis me permettre une remarque personnelle, je dirai
que, si le Conseil fédéral et l'Assemblée fédérale en votant
cet arrêté se rendent compte de ses limites, ils se rendent
aussi compte des inconvénients qu'il présente pour ceux
qui y sont assujettis, et je souhaite vivement que, dans la
mesure du possible, on tente de réduire au minimum les
désagréments administratifs, tels que convocations répé-
tées, pertes de temps, lenteur de certaines prises de déci-
sions, qui finalement sont beaucoup plus dommageables
pour le commerce et l'industrie qu'un éventuel manque à
gagner.
Une fois cette remarque présentée, il ne me reste qu'à
vous demander de voter l'entrée en matière comme l'a fait
votre commission par 14 voix contre 1 et de rejeter la
proposition de M. Fischer.

Fischer-Bern, Berichterstatter der Minderheit: Es sind jetzt
ziemlich genau drei Jahre her, dass wir hier die fünf Dring-
lichen Bundesbeschlüsse gefasst haben. Es rechtfertigt
sich im Moment, wo man darüber diskutiert, ob man einen
dieser Beschlüsse noch weiter verlängern will, nachdem
wir gestern schon einen verlängert haben, zu untersuchen,
wie sich die Situation in Tat und Wahrheit in diesen drei
Jahren entwickelt hat, denn man soll aus den Erfahrungen
etwas lernen.
Wenn wir die fünf Beschlüsse ansehen, so stellen wir in
erster Linie fest, dass der Bundesbeschluss über das Ex-
portdepot gar nie zur Anwendung gelangte, was meines
Erachtsns richtig ist, denn es ergab sich durch den
Uebergang zu den flexiblen Wechselkursen eine starke
Aufwertung des Schweizerfrankens, die den Export zu-
rückdämmte.
Der zweite Beschluss, derjenige über die steuerlichen Ab-
schreibungen, ist aufgehoben worden. Ich glaube, auch
das war richtig, denn in einem Moment, wo die Investitio-
nen zusammengebrochen sind und der Staat, ohne Geld in
der Kasse zu haben, Milliarden aufwenden muss, um die
Investitionstätigkeit etwas zu fördern, wäre es nicht zu
verantworten, dass man noch künstlich via zusätzliche
Steuerbelastung die Investitionen der Privatwirtschaft wei-
ter behindern wollte. Der dritte Beschluss, der Baube-
schluss, ist Ende des Jahres 1974 aufgehoben worden in
einem Moment, wo sich die Bauwirtschaft bereits in einer
tiefen Krise befunden hat. Wir stellen fest, dass dieser
Beschluss mindestens ein Jahr zu lange beibehalten wor-
den ist und seinen Beitrag an die Misere in der Bauwirt-
schaft geleistet hat.
Der vierte Beschluss ist derjenige über die Kredittätigkeit.
Den möchte ich jetzt nicht kommentieren; wir haben ihn
gestern hier behandelt.
Zum fünften Beschluss, demjenigen über die Preisüberwa-
chung: Wenn wir den Erfolg oder Misserfolg dieses Be-
schlusses jetzt beurteilen wollen, dann müssen wir uns
darüber klar sein, dass er nicht nur einige spektakuläre
Ergebnisse, die heute dargelegt worden sind, aufzuweisen,
sondern daneben eine ganze Reihe von schweren Schä-
den verursacht hat. Er hat nämlich zu einer Verzerrung
des Preisgefüges in einer Reihe von Branchen geführt,
und ich bin überzeugt davon, dass er nicht zuletzt daran
schuld ist, dass auf dem Sektor der Zinsen die Situation
nicht in Ordnung ist, auch heute noch nicht, trotzdem die
Geldflüssigkeit stark zugenommen hat. Wir stellen fest,
dass es dem Bundesrat mit diesen fünf Beschlüssen nicht
gelungen ist, eine wirtschaftliche Gleichgewichtslage her-
beizuführen. Es ist nicht so, dass wir heute in einer besse-
ren Situation sind als vor drei Jahren; sie ist schlechter.
Anstatt die Hochkonjunktur, die Ueberkonjunktur, haben
wir heute eine ausgewachsene Wirtschaftskrise. Daran sind
diese Beschlüsse mindestens teilweise schuld. Ich glaube,
dies verpflichtet uns, dass wir nun nicht einfach blindlings
das Regime, das nur problematische Ergebnisse gezeitigt
hat, weiterführen.
Nachdem der Kreditbeschluss gestern verlängert worden
ist, was sich im Hinblick auf die internationale Währungs-
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situation und die daraus folgenden Konsequenzen auf un-
sere interne Wirtschaft noch so zur Not begründen lässt,
sollen wir heute einen Beschluss verlängern, der in einer
völlig anderen wirtschaftlichen Lage gefasst worden ist. Er
wurde nämlich in einem Moment erlassen, wo ein ausge-
sprochener Preisauftrieb vorhanden war, wo nicht nur ein
Nachfrageüberhang festzustellen war, sondern auch ein
Kostenauftrieb. Dieser gab schliesslich zu Notmassnahmen
noch eine gewisse Berechtigung, und er liess
sich damals als flankierende Massnahme in einem Ge-
samtrahmen - wenn man diesen Gesamtrahmen der fünf
Beschlüsse überhaupt akzeptieren wollte - irgendwie be-
gründen. Aber heute haben wir keinen Kostenauftrieb
mehr; wir haben ein Nachfragemanko. Wir haben eine
Nichtausnützung der Kapazitäten von 20 Prozent in der
Gesamtwirtschaft, in der Bauwirtschaft von 40 Prozent. Es
kann ernstlich kein Mensch mehr behaupten, dass wir in
der Schweiz einen Kostenauftrieb haben. Es bestehen
noch einige Auftriebsmöglichkeiten, z. B. werden, die PTT-
Tarife auf den I.Januar aufschlagen, und das wird die
Teuerung wieder in die Höhe treiben. Aber daran kann
auch der Preisüberwacher nichts ändern.

Wir müssen also feststellen, dass uns der Bundesrat bean-
tragt, einen Beschluss, der unter völlig anderen wirtschaft-
lichen Verhältnissen gefasst worden ist, heute einfach wei-
terzuführen. Das ist ungefähr so, wie wenn ein Arzt seinem
Patienten, der unter zuviel Blutdruck leidet, ein Mittel zur
Senkung des Blutdruckes gibt und dann mit dem gleichen
Mittel fortfährt, wenn der Blutdruck zu tief gesunken ist.
Eine solche Politik hier zu unterstützen, mutet man uns zu.
Der neue Beschluss ist gegenüber dem bisherigen noch
verschärft worden. Ich will Ihnen die einzelnen Punkte
aufzählen. Teilweise sind sie von den Herren Kommis-
sionsreferenten erwähnt worden.

Der erste Punkt ist der - er wird als selbstverständlich
betrachtet -, dass man den Geltungsbereich des Be-
schlusses eingeengt hat und die Ueberwachung der Löhne
und Gewinne fallen lassen will. Gut, die Gewinne können
Sie schliesslich über die Preise in die Finger bekommen.
Aber welches ist der tiefere Grund, warum die Lohnüber-
wachung nicht mehr weitergeführt wird, wenn man schon
das System beibehalten will? Der tiefere Grund, der einzi-
ge Grund ist der: Man will damit die Kritik der Gewerk-
schaften über diesen Eingriff in die Vertragsfreiheit besei-
tigen. Es ist also ein rein politisch-taktischer und nicht ein
materieller Grund. Gerade jetzt wäre aber dieser Lohn-
überwachung besondere Bedeutung zuzumessen, denn es
wird immer gesagt: Die grosse Gefahr, die uns droht -
da bin ich einverstanden -, ist eine Stagflation, d. h. dass
die Kosten durch Lohnerhöhungen steigen, wie wir es in
England oder in Italien feststellen können. Dort hat es eine
Krise, und gleichzeitig steigen die Kosten, weil die Löhne
unter dem steigenden Druck der Gewerkschaften weiter
erhöht werden. Und diese Aenderung erfolgt gerade im Mo-
ment, wo man eigentlich verhindern sollte, dass von dieser
Seite her ein Druck entsteht, wo man das hohe Lied der
Teuerungsbekämpfung, das ich mit etwas mehr Moll als
die anderen auch singe, immer wieder verbreitet. Heute
also verzichtet man darauf, bei den Löhnen auch nur der
Form nach eine Interventionsmöglichkeit zu behalten.

Der zweite Punkt, wir werden dann noch in der Detailbe-
ratung unter dem Artikel 4 darüber zu reden haben: Bei
der Preisüberwachung, also der Ueberwachung, die sich
auf dem Preissektor abspielt, ist demgegenüber eine Er-
weiterung des Geltungsbereiches erfolgt. Bei den Löhnen
hat man eine Verengung vorgenommen und bei den
Preisen eine Erweiterung, indem nicht nur Preiserhöhun-
gen, wie dies bis jetzt der Fall gewesen ist, dem Beauf-
tragten unterstehen, sondern auch die bisherigen Preise.
Man will damit die ganze Wirtschaft in den Griff bekom-
men. Dieses In-deni-Griff-bekommen - und damit komme
ich zum dritten Punkt - kommt besonders schön zum
Ausdruck, wenn man den Tenor, den Wortlaut dieses neu-

en Beschlusses etwas unter die Lupe nimmt. Im alten
Beschluss war der Bundesrat «befugt». Heute hat er den
imperativen Auftrag, den Befehl; er muss. Im alten Be-
schluss wurde ein Mehrphasensystem eingeführt, indem
der Beauftragte gesetzlich gehalten war, mit der Wirt-
schaft, mit den betroffenen Kreisen Gespräche zu führen.
Man wollte damit unterstreichen, dass einvernehmliche Lö-
sungen angestrebt werden sollen. Heute ist von Gesprä-
chen keine Rede mehr, sondern man sagt da lediglich
noch so als Alibi, nach Möglichkeit solle er seine Aufga-
ben in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft durchführen1.

Ein vierter Punkt, der mir gravierend bei dieser neuen
Vorlage scheint: Die Mietzinsüberwachung wird weiterge-
führt. Nach der Verfassung - das haben wir selbst vor drei
oder vier Jahren hier beschlossen, und Volk und Stände
haben zugestimmt - hat der Bund die Möglichkeit, die
Mietzinsüberwachung dort und nur dort anzuwenden, wo
Wohnungsmangel oder Mangel an Geschäftsräumen be-
steht. Das ist nun mit einem Federstrich durch diese
Preisüberwachungsvorlage beseitigt worden. Nun gut, ich
gebe zu, dass in der Zeit des massiven Preisauftriebs, den
wir hatten, eine derartige Bestimmung sich irgendwie noch
in das Gesamtpaket einbauen- liess. Heute ist aber die
Situation so, dass wir hunderttausend leere Wohnungen
haben und dass man entgegen den Verfassungsbestim-
mungen durch einen neuen Erlass festlegt, dass der Bund
auch dort eingreifen soll, wo Wohnungsüberfluss besteht.
Das übersteigt mein Begriffsvermögen.

Es wird gesagt, die Teuerungsbekämpfung sei erfolgreich
gewesen. Warum war sie erfolgreich? Es gibt zwei Gründe
dafür. Der erste Grund ist der: Wir haben es fertig ge-
bracht, unsere blühende Wirtschaft - die zu blühende
Wirtschaft - in drei Jahren in eine Krise zu versetzen. In
einer Krise sind die Unternehmer froh, wenn sie die Preise
nicht mehr erhöhen müssen, wenn sie sie halten können.
Diejenigen, die noch Preise erhöhen, können Sie an den
Fingern abzählen. Das sind vielleicht gewisse staatliche
Monopolinstitutionen, aber andere Leute können das nicht
mehr. Der zweite Grund, warum wir die Preise, die Teue-
rung glücklicherweise herunterbringen konnten, ist die
starke Aufwertung des Schweizerfrankens; wenn Sie den
Dollar heute nämlich für Fr. 2.60 oder Fr. 2.70 erhalten, ist
das ein Unterschied gegenüber der Situation vor einigen
Jahren, als Sie Fr. 4.30 bezahlen mussten. An dieser Aen-
derung hat aber die Preisüberwachung keinen Anteil, son-
dern die wirtschaftlichen Rahmenbedingen haben sich
grundlegend geändert: einerseits Depression und anderer-
seits die Aenderung der währungspolitischen Relationen.
Warum habe ich diesen Nichteintretensantrag gestellt? Es
sind neben diesen sachlichen Erwägungen, die meines
Erachtens ins Gewicht fallen und berücksichtigt werden
müssen, zwei weitere Gründe: der eine ist ein staatspoliti-
scher, der andere ein rechtlicher Grund.

Der staatspolitische Grund: Man hat uns - es ist gestern
im Zusammenhang mit dem Kreditbeschluss bereits ge-
sagt worden - beim Erlass dieser dringlichen M ass n ah-
men, die unsere Wirtschaftsordnung in Frage stellen, die
ordnungspolitisch mit unserem ganzen System nicht ver-
einbar sind, hoch und heilig versprochen, diese Beschlüs-
se keinen Tag länger als unbedingt notwendig in Kraft zu
behalten. Heute ist dieser Tag da, und ich frage mich: Wo
sind diese Versprechungen hingekommen? Wieso kommt
man heute, entgegen der geschlossenen Auffassung der
ganzen privaten Wirtschaft dazu, ohne dass eine dringen-
de Notwendigkeit auch heute besteht, trotzdem wir Krise
haben und trotzdem die Preise die Tendenz haben, in
vielen Sektoren zusammenzubrechen, dieses Regime kalt-
lächelnd weiterzuführen? Ich betrachte das - ich sage
dieses harte Wort - als einen Bruch von Treu und Glauben
gegenüber all denjenigen, die geglaubt haben, es handle
sich um eine vorübergehende Angelegenheit. Ich will Ih-
nen jetzt noch etwas anderes sagen: Die beiden Beauf-
tragten werden gerühmt für ihre Konzilianz und für ihre
Vernunft, die sie bei der Durchführung dieser Beschlüsse
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an den Tag gelegt hätten. Ich will das gar nicht in Abrede
stellen. Es hätte viel schlimmer sein können. Aber der
Grund, warum in der Privatwirtschaft gegenüber der Tätig-
keit dieser zwei Beauftragten und ihrer 18 Beamten und
Angestellten keine grössere Kritik zum Ausdruck gekom-
men ist, liegt einzig darin, dass es sich um eine kurzfristi-
ge Angelegenheit gehandelt hat. Man hat sich gesagt, es
habe keinen Sinn wegen dieses Jahres, das noch vor uns
liegt, wo die Preise noch überwacht werden - sie werden
de facto kontrolliert, man sagt dem etwas nobler «Ueber-
wachung» - es habe keinen Wert, da «Mais» zu machen.
Es habe keinen Wert, grosse Diskussionen zu führen, wir
unterziehen uns dem Regime, wir «verständigen» uns, d. h.
wir geben nach; wegen dieses Jahres oder dieses halben
Jahres lohne es sich nicht. Wenn man gewusst hätte, dass
das eine Dauereinrichtung würde - wenn Sie jetzt verlän-
gern, besteht im Grunde genommen kein Anlass, in drei
Jahren aufzuhören -, dann wäre die Einstellung und die
Kritik gegenüber der Tätigkeit dieser Instanzen, die ihre
Pflicht getan haben, viel härter gewesen. Aus staatspoliti-
schen Gründen halte ich es für nicht tragbar, dass das
Parlament einen Beschluss auf drei Jahre fasst und dann
ohne Not einfach weiterführt, weil er einmal eingelebt ist.
Ich will Ihnen jetzt als Kollege noch etwas anderes sagen:
Ich betrachte es als bedenklich, dass unsere Räte gegen-
über den Anträgen, die uns von der Regierung vorgelegt
werden, nicht 'kritischer eingestellt sind. Diese Anträge
kommen «en masse». Und dies trotzdem wir immer über
die Betriebsamkeit der schweizerischen Politik klagen, und
alle unter uns das Gefühl haben, dass ein schöner Teil
dessen, was man uns vorlegt, gar nicht dringend ist und
das Vaterland keinen Schaden nehmen würde, wenn man
die Beschlüsse gar nicht fassen würde; wir akzeptieren
«tel quel» alles, praktisch tritt niemand niemand dagegen
auf.
Es gibt hie und da einige, die sich der Stimme enthalten,
um dagegen zu protestieren. Aber wir haben doch eine
andere Aufgabe. Wir haben nicht die Aufgabe, einfach mit
dem Kopf zu nicken und das, was uns die Regierung prä-
sentiert, zu akzeptieren, sondern wir haben die Aufgabe, das,
was uns die Regierung präsentiert, messerscharf unter die
Lupe zu nehmen und im Zweifelsfall nein zu sagen und
nicht ja, wie wir es zu tun gewohnt sind. Ich richte diese
Mahnung als einer der älteren Nationalräte vor allem auch
an unsere jungen Kolleginnen und Kollegen, die während
der ersten Woche dieser Session wahrscheinlich nicht ge-
rade von der Wirksamkeit unserer Tätigkeit überzeugt wor-
den sind. Heute morgen haben wir nun die Möglichkeit,
einmal zu zeigen, dass das Parlament nicht einfach alles
akzeptiert, was uns der Bundesrat präsentiert.
Zur rechtlichen Seite der Angelegenheit: Sie kennen den
Artikel 89bis der Bundesverfassung. Er gibt - das ist eine
sehr weise Einrichtung, obwohl sie vor 25 Jahren vom
damaligen Establishment abgelehnt, vom Souverän aber
angenommen worden ist - den Bundesbehörden die Mög-
lichkeit, in dringlichen Fällen (d. h. in Fällen, wo es zeitlich
nicht möglich ist, auf dem ordentlichen Wege eine Sache
zu regeln, die geregelt werden muss) sofort zu handeln,
unter Ausschluss der Fristen, die sonst notwendig sind,
und unter Ausschluss der Schranken, die durch mangeln-
de Verfassungsbestimmungen usw. gesetzt sind.
Was tun wir nun? Wir sind im Begriffe, dieses sehr wert-
volle Dringlichkeitsrecht zu denaturieren. Wir wenden es
nämlich auch an, wenn keine Dringlichkeit besteht. Vor
drei Jahren konnte man sich auf den Standpunkt stellen,
die Situation der Wirtschaft mache Eingriffe erforderlich.
Die Meinungen gingen auch damals auseinander, aber
man konnte mit einigem Recht eine derartige Auffassung
vertreten. Heute aber - das haben die Kommissionsrefe-
renten zugegeben, und das kann jeder von Ihnen selbst
beurteilen - besteht eine völlig andere Situation und keine
Dringlichkeit, dem Bunde Kompetenzen zu Eingriffen auf
dem Preissektor - diesem Ordnungssystem der freien Wirt-
schaft - zu gewähren.
Der Hinweis, es könnte eine Aenderung der Situation ein-

treten, ist symptomatisch. Wenn diese Aenderung wirklich
einmal eintritt - wir hoffen sogar, dass die rückläufige
Konjunktur in einen gewissen Aufschwung umschlage -,
haben wir immer noch Zeit, Dringliche Bundesbeschlüsse
zu fassen, falls das notwendig ist. Ich erinnere Sie daran,
dass es vor drei Jahren innert drei Wochen möglich gewe-
sen ist, aus dem Nichts heraus diese fünf Dringlichen
Bundesbeschlüsse durch die ganze parlamentarische Ap-
paratur laufen zu lassen, und es hat technisch und gesetz-
geberisch funktioniert. Das würde auch in Zukunft so sein.
Aber was wir heute tun, bedeutet den Erlass eines Dringli-
chen Bundesbeschlusses auf Vorrat. Man mutet uns zu,
diesen Beschluss zu fassen in der Meinung, dass dann
das Instrument vorhanden sei, wenn die Situation eventuell
ändere. Ich mache Sie aber darauf aufmerksam, dass es
der Souverän im März dieses Jahres verhindert hat, dass
diese Kompetenz zu Eingriffen in den Preissektor Verfas-
sungsrecht wurde. Das war nämlich der strittige Punkt der
Abstimmung vom 3. März 1975. Jetzt tun wir dasselbe auf
dem Dringlichkeitsgebiet. Ich möchte deshalb an Sie alle,
vor allem auch an die Juristen appellieren, nicht Hand zu
bieten zu einer derartigen Degenerierung des Dringlich-
keitsrechtes.
Ich bin mir klar, dass es viele Leute gibt, die der Meinung
sind, man solle den Weg des geringsten Widerstandes
gehen und dieses Instrumentarium weiterführen, ja es
könnte eventuell einmal nützen. Sie müssen aber auch
daran denken, dass es auch schaden könnte. Es schadet
in staatspolitischer Hinsicht, weil es das Vertrauen in die
früheren Beteuerungen der Bundesbehörden in Frage
stellt; es schadet in rechtlicher Hinsicht, weil es einen
Missbrauch des Dringlichkeitsrechtes darstellt, und es
schadet in wirtschaftlicher Hinsicht, weil es in der Wirt-
schaft (die heute pfleglich behandelt werden sollte und in
einer ganz schwierigen Situation ist) Misstrauen und Unsi-
cherheit erweckt.
Das sind die Dinge, die wir uns - glaube ich - In der
heutigen kritischen Zeit nicht leisten sollten. Deshalb bitte
ich Sie, meinem Nichteintretensantrag zuzustimmen und
die Vorlage nicht zustande kommen zu lassen.

Nauer: Erstaunen müssen die Aussagen des Kollegen Fi-
scher, wonach die Dringlichen Bundesbeschlüsse am Zu-
sammenbruch der Konjunktur und damit an der heutigen
Rezession schuld seien. Ohne den Baubeschluss wären
die leeren Wohnhalden in unserem Lande mit den> viel zu
hohen Mieten noch viel grösser als heute, der Zusammen-
bruch des Baugewerbes noch viel totaler. Herr Kollege
Fischer, gerade die Masslosigkeit der freien Wirtschaft war
es doch, welche nach den Dringlichen Bundesbeschlüssen
gerufen hat. Der Missbrauch der ursprünglichen Freiheit,
der Egoismus und das überbordende Gewinnstreben ha-
ben doch in der jetzigen Rezession eindeutig ihre Gegen-
läufigkeit gefunden. Glücklicherweise ist die Rezession mit
einer beachtlichen Phasenverschiebung bei uns eingetre-
ten; sonst hätten unsere Dringlichen Bundesbeschlüsse
nach Herrn Fischer noch Schuld an der Krise in unseren
Nachbarländern oder gar in den Vereinigten Staaten.
Angesichts der heutigen Wirtschaftslage kann man sich
sicher fragen, ob überhaupt noch eine Preisüberwachung
nötig sei und ob nicht die Rezession Kräfte freisetze, die
viel wirksamer als jede behördliche Massnahme für die
Tiefhaltung der Preise sorgen. Auf den ersten Blick ist
man versucht - allerdings in anderem Sinne als Herr Kol-
lege Fischer -, diese Frage zu bejahen. Bei näherer Be-
trachtung ergeben sich aber doch erhebliche Differenzie-
rungen. Trotz zusammengebrochener Konjunktur verzeich-
nen wir nämlich immer noch eine respektable Teuerungs-
rate. Angesichts unserer Rohstoffabhängigkeit vom Aus-
land sollte man auch nicht übersehen, wo wir im Winter
1973/74 mit den Heizöl- und Benzinpreisen hingekommen
wären, wenn die Preiskontrolle nicht eingegriffen hätte.
Das selbe lässt sich vom Hypothekarzins sagen. Die Mieter
"m den Wohnungen, welche vor 1974 errichtet wurden,
müssten heute wohl gut 10 Prozent mehr Miete bezahlen,
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wenn man den Hypothekarzins nach den Vorstellungen der
Banken hätte steigen lassen.

Für uns Sozialdemokraten von nicht geringer Bedeutung
ist Artikel 4, mit welchem unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch gegen die Verweigerung von Preissenkungen
vorgegangen werden kann, damit Wechselkursvorteile,
Zollermässigungen und andere Kostenersparnisse nicht
mehr in den Taschen der zwischengelagerten Produktions-
und Handelsstufen versickern. Der vom Ständerat be-
schlossenen Verwässerung und Beschränkung auf Im-
portwaren kann unsere Fraktion nicht zustimmen, da es
sich ganz offensichtlich um eine Lösung handelt, die nicht
praktikabel ist. Entsprechend dem Antrag der Minderheit l
unterstützt unsere Fraktion bei Artikel 4 den Entwurf des
Bundesratss. Nicht unwesentlich erscheint uns auch, dass
mit dem neuen Preisüberwachungsbeschluss der Gel-
tungsbereich der Massnahmen gegen Missbräuche im
Mietwesen wieder richtig abgedeckt wird; denn der am
30. Juni 1972 beschlossene Dringliche Bundesbeschluss
gegen Missbräuche im Mietwesen ist nur in Gemeinden
anwendbar, wo Wohnungsnot oder Mangel an Geschäfts-
räumen besteht. Um die Missbrauchsbekämpfung im Miet-
wesen in den Dienst der Teuerungsbekämpfung zu stellen',
wurde mit den Artikeln 6 und 17 des bisherigen Dringli-
chen Beschlusses die Anwendung der Ueberwachung auf
die ganze Schweiz ausgedehnt. Wenn Ende Jahr die bis-
herige Preisüberwachung nicht durch den vorliegenden
neuen Bundesbeschluss ersetzt wird, dann beschränkt
sich die Missbrauchsbekämpfung im Mietwesen nur auf
jene Gemeinden, in denen tatsächlich Wohnungsnot be-
steht. Von einer eigentlichen Wohnungsnot kann aber
kaum mehr gesprochen werden. Hingegen besteht vieler-
orts immer noch eine erhebliche Mietzinsnot. Angesichts
der jetzt sehr aktuell gewordenen Erneuerung von Altwoh-
nungen würde eine durchlöcherte Missbrauchsbekämp-
fung Tür und Tor für ungerechtfertigte Mietzinsanpassun-
gen öffnen1.

Die sozialdemokratische Fraktion ist daher für Eintreten
und Zustimmung zur Vorlage des Bundesrates.

Jaeger: Im Vergleich zur Art und Weise wie unser Kollega
Fischer seine Sache in der Kommission vorgetragen hat,
war er heute direkt manierlich und hat wahrscheinlich bei
den Jungen einen guten Eindruck hinterlassen. Aber im-
merhin glaube ich, hat er es sich doch in einigen Dingen
etwas leicht gemacht. Eines hat man aus seinen Ausfüh-
rungen gemerkt: dass das Wort «Preisüberwachung» bei
einigen und vor allem eben bei ihm und seinesgleichen
heute ein Reizwort darstellt. Auf der anderen Seite - und
das wird wahrscheinlich für die Mehrheit der Bevölkerung
der Fall sein - ist dieser Begriff dazu angetan, Hoffnungen
zu wecken und ein Unbehagen gegenüber der Teuerung
zu beschwichtigen. 'Ich meine nun aber, dass weder En-
thusiasmus noch eine sture Negierung am Platze ist. Wir
sollten doch versuchen, anhand von nüchternen Ueberle-
gungen die sachliche Notwendigkeit dieser Vorlage zu
überprüfen.

Zunächst eine Vorbemerkung: Kernpunkte unserer Kon-
junkturpolitik sind nach wie vor einerseits die Regulierung
der Geldmenge (wir haben darüber gestern beschlossen
im Zusammenhang mit den Beratungen über den Kreditbe-
schluss) und auf der anderen Seite die Exportförderung
bzw. die binnenwirtschaftliche Arbeitsbeschaffung. Wir
werden darüber, Sie wissen es, nächste Woche sprechen
im Zusammenhang mit den Budgetberatungen. Das sind
die Kernpunkte, und trotzdem glaube ich, dass die Preis-
überwachung eine wichtige und überaus nützliche Flankie-
rungsmassnahme sowohl der Teuerungsbekämpfung wie
auch der Arbeitsbeschaffungspolitik darstellt. Auch in
einer marktwirtschaftlichen Ordnung kann es durchaus
sinnvoll sein, Preisüberwachung zu betreiben. Warum das?
Wir wissen, dass ein Teil der Preisauftriebe auf Konjunk-
turzyklen zurückzuführen ist.

Eine kurzfristige Möglichkeit, Engpassinflation, Angebots-
verknappung zu bekämpfen, ist eben die Preisüberwa-
chung.
Zweitens wissen wir, dass in unserer marktwirtschaftlichen
Ordnung sehr viele Preise kartelliert sind, dass wir Mono-
polpreise haben. Wir haben' auch oligopolitische Positio-
nen.
Drittens: Wir haben eine gemischte Marktwirtschaft; auch
das, Herr Fischer, müssen wir hier zur Kenntnis nehmen,
ob wir wollen oder nicht. Hier gibt es eben administrierte
Preise, die in gewissen Situationen überwacht werden
müssen.
Nun ist es aber durchaus zuzugeben, dass es auch Argu-
mente gibt, die auf den ersten Blick bestechen, Argumente
die gegen eine Preisüberwachung zu sprechen scheinen.
Es wird gesagt - Herr Fischer ist darauf eingegangen -,
die Preisüberwachung sei wirkungslos gewesen. Es wird
auch darauf hingewiesen, wir hätten heute eine Rezession;
Preisüberwachung, Teuerungsbekämpfung gehöre in die
Mottenkiste. Dann wird auch gesagt, wir hätten ja ohnehin
eine abklingende Teuerung und deshalb wäre überhaupt
die Teuerungsbekämpfung, wie das Herr Fischer getan hat,
nur noch in Moll zu betreiben.
Nun, zum Vorwurf, die Preisüberwachung sei wirkungslos
gewesen: Immerhin' scheint es doch, dass die Preisüber-
wachung eine gewisse psychologische Wirkung gehabt
hat, die von niemandem bestritten wird. Sie hat zur Bil-
dung eines gewissen Preisbewusstseins beigetragen, nicht
zuletzt auch dadurch, dass sie eben die Preistransparenz
durch die Vorschrift der Preisanschrift verbessert hat.
Dann war sie auch geeignet, in verschiedenen Fällen prä-
ventiv zu wirken, d. h. also, Preiserhöhungen zu verhin-
dern. Hier ist es natürlich heute schwierig, Beweise
anzubringen. Wir befinden uns sozusagen in einem Be-
weisnotstand. Dann glaube ich, trotz der Misserfolge, die
wir zugeben müssen, müssen auch die Gegner der Preis-
überwachung zugeben, dass zahlreiche Erfolge zu ver-
zeichnen waren. Denken wir vor allem an die Stabilisie-
rung bei den Alt-Hypotheken. Wenn Herr Fischer sagt -
und er nimmt hier einfach ein Beispiel heraus, nämlich das
Beispiel der Neu-Hypotheken -, an diesem Beispiel sä-
hen wir, dass die ganze Preisüberwachung nur zu Preis-
verzerrungen geführt habe, dann stimmt das ganz einfach
nicht. Sie haben ein Beispiel herausgegriffen und haben es
unterlassen, auch die Relationen zu sagen; denn wenn Sie
die Relationen betrachten, so müssen Sie doch zugeben:
80 Milliarden Alt-Hypotheken, 7 Milliarden Neu-Hypo-
theken. Mithin ist es ganz einfach unzulässig, in dieser ver-
einfachten Weise zu argumentieren.
Noch etwas scheint mir wichtig, die Kommissionsreferen-
ten haben darauf hingewiesen: Die Preisüberwachungs-
stelle hat immerhin etwas bewirkt, sie hat nämlich in dem
Sinne psychologische Wirkung gehabt, indem sie sozusa-
gen die Funktion eines Teuerungs-Ombudsmannes über-
nommen hat. Ich bin eigentlich froh, dass die Kritiker der
Preisüberwachung zumindest die Art und Weise, wie die
Verantwortlichen - ich denke an unseren Kollegen Herrn
Schlumpf - diese Aufgabe übernommen haben, doch
einigermassen anerkennen können.
Nun noch ein Letztes zu diesem Punkt: Es wird wohl von
niemandem bestritten werden können, dass die Preisüber-
wachung bei der Bevölkerung eine zugegebenermassen
vielleicht übertriebene Popularität besitzt. Zum zweiten
Vorwurf, der hier gemacht worden ist, nämlich wir hätten
heute in einer Rezession1 nur noch Käufermärkte, der Käu-
fer sei im Vorteil, eine Preisüberwachung sei deshalb
überflüssig: Demgegenüber meine ich, dass wir trotz der
Rezession immer noch Teuerung haben. Wir haben eine
niedrigere Rate, zugegeben, aber wir haben noch eine
Teuerung. Die Teuerungsbekämpfung, sie ist vielleicht
nicht mehr primordial, aber sie ist immerhin noch heute
wichtig, vor allem deshalb, weil wir es zurzeit mit einer
eigentlichen Stagflationären Entwicklung zu tun haben.
Nun ist doch zuzugeben, auch wenn wir Käufermärkte ha-
ben, dass kartellistische Preisabsprachen weiterhin mög-
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